
Die Stadtverordnetenversammlung

Tagesordnung I Punkt 59 der öffentlichen Sitzung am 06.07.2006

Vorlage Nr. 06-F-25-0016

Fluglärmschutzgesetz
- Gemeinsamer Antrag der Stadtverordnetenfraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und FDP vom 28.06.2006 -
Die Stadtverordnetenversammlung möge beschließen:
Die Stadtverordnetenversammlung bittet den Magistrat, die „Resolution zur Erreichung 
eines wirksamen Fluglärmgesetzes“ (s. Anhang) als Landeshauptstadt Wiesbaden mit zu 
zeichnen und damit auch das gemeinsame Vorgehen von Kommunen in der Region zu 
stärken.
Aufgrund der zunehmenden Lärmbelastung durch Fluglärm und der unbefriedigenden 
Gesetzeslage unterstützt die Stadtverordnetenversammlung den Magistrat in seinen 
Bestrebungen, den von der Bundesregierung vorgelegten Entwurf des 
Fluglärmschutzgesetzes so zu fassen, dass ein wirksamer Schutz der Bevölkerung 
gegen Fluglärm tatsächlich erreicht wird und keine die Gesundheit gefährdenden 
Lärmbelastungen gesetzlich erlaubt werden.
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Protokollnotiz Nr. 0388

 
 
aus Zeitgründen vertagt auf den 21.09.2006   

Wiesbaden,          .07.2006
im Auftrag

Bohlmann
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